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Das erste Vierteljahr des Bestehens unseres
Blattes geht zu Ende, und die andauernde

Steigerung der Zahlunserer Abonnenten giebt
uns die erfreuliche Zuversicht, den Beifall
unserer Leser gefunden zu haben. Wirhoffen
uns diesen Beifall durch die unveränderte

altung unseres Blattes auch fernerhin zu er-
altell- Wir ersuchen unsere Abonnenteii, die

Erneuerung ihrer Abonnements bei den be-

treffenden Postanstalten moglichst zeitig zu

bewirken, damit sie das Blatt ohne·U«nter-
brechungregelmäßigerhalten. Glgichzeitiger-

suchen wir unsere eser durch großtmoglichste
Verbreitung ÜurxserfkävkkägtxzsorånnsiäkteiåiuFaustr-’

te n et .

nehmen th
Die Redaktion der Verfassung

XGemeindesund Kreisordnungen
Jn dem vierten Artikel unserer Verfassunglauten

die beiden ersten Sätze: »Alle Preußen sind vor

dem Gesetze ·leich« und »Standesvorrechte
finden nicht tatt.« Diesen Sätzen haben wir

manchewohlthätigenVeränderungen in unseren Ge-

setzenzu verdanken Jnsbesondereist es nicht mehr
erlaubt, den gerin eren Mann, wie es ehedem eschah,
für dasselbeVergessenanders und härter zu bestrafen,
als den vornehmeren Aber doch fehlt sehr viel daran,
daß in Wirklichkeitalle Standesvorrechte wirklichab-

geschafft und alle Preußenin allen Beziehungenvor

dem Gesetze leichgestelltwären.
Vorzugsweisesind die Gesetzeüber die Gemeinde-

uiid» reisokdmmgeu nicht so beschaffenwie »wires

gelJUCßdem Artikel 4 der Verfassung erwarten könnten.

,,SkeSebFUdexlRittergutsbesitzernStandesvorrechte, die

IHUMelgentlkch»nichtmehr ukommen. Ferner geben

PSden Stadtbukg·ernvielfa ein besseres Recht als
enLclUdleUteNydUEnicht Rittergutsbesitzersind. Sie

stellen außerdemdie Bauern in den sechs örtlichen
Provinzenviel niedriger als die Bauern im Rheinland
und m Westfalen.

.

Die Gesetzevon 1853 und 1856 geben den Stadt-

bürgernim ganzen preußischenStaate und ebenso den

ländlichenBesitzern in Westfalen zwar nicht die volle
und freie Selbstverwaltung in Gemeinde und Kreis, aber

sie gaben ihnen do u. A. das Recht ihre Stadt- und

Gemeinde-Obrigkeitich selbstzu wählen. In der Rhein-
provinz müssendie Landgemeinden wenigstens erst be-
fragt werden, ehe der Landrath ihre Gemeindevorsteher
ernennen dars;« aber den sechsöstli en Proviuzen geBtes nicht so gut. Sie müssensich fat überall mit Er -

schulzenoder mit solchenSchulzen oder Dorfrichteru,
Schöppenoder Gerichtsmännernzufrieden geben, die
ein Rittergutsbesitzeroder ein Domänenverwalter über sie
setzt. Dabei haben sie nicht einmal, wie in Rheinland
undWestfalen,eine allgemein eltende Gemeindeordnung,
die jeder Gemeinde das gleiche Recht giebt wie der
anderen. Vielmehr bestehen oft dicht neben einander
die allerverschiedenstenOrdnungen,und nur das haben
sie mit einander gemein,daß fast nirgend von einer

wirklichenSelbstverwaltungdie Rede ist, und daß noch
alle die alten Gesetzefür siegelten, die schonvor sechzig
Jahren von den tüchtigten Männern im Rathe des

Königs nicht mehr für gut genug gehalten wurden-

Der Landmann in den östlichenProvinzen ist dochgewiß kein schlechtererMann als der Stadtbürger un

als der Bauer in Rheiuland und Westfalen. Dennoch-
wird ihm keine Gemeindeordnunggewährt,die ihm ein

wirklichesRecht giebt und ihm wirklichenNutzen schafft.
Ja, er muß es außerdemsichgar noch gefallenlassen»daßJedweder, der ein Rittergut erbt o er kauft,zu-

gleich seine ,,Obrigkeit«wird und die Polizeigewalt
über ihn ausübt. Die Rheinländer und Westfalen
(außer in einigen standesherrlichenGebieten) kennen

schon lange keine Gntsobrigkeitund keine gutsherrliche
Polizei mehr. Warum wird denn der Bauer in Pommern
und Preußen,in Sachsen undBrandenburg, in Posen
und Schlesien so tief gegen die Stadtbürgerund gegen
die Rheinischenund WestfalischenBauern herabgesetzt?
Selbst wenn die Verfassung es billigte, so sollte doch

unserm Rechts- und Ehrgefühleine solcheHerabsetzung
nicht geboten werden.



Noch wichtigerals die Gemeindeordnnngist·für den

Landmann die

KreisordnunekAber auch mit der

steht esim Grunde nicht viel esser als mit den Ge-

meindeordnnngenin den östlichenProvinzen Die Ritter-

glutsbesitzerhaben im ganzen Lande nicht halb so viel

cker, aber auf den Kreistagen (wenn wir ie alle u-

ammenrechnen)haben sie nicht weniger als ieben P al
o viel Stimmen als die Bauern. So kommt es, daß
ast auf keinem Kreistage die Bauern gegen sie auf-

kommen können,auch wenn die städtischenNiitglieder
aus der Seite der Bauern stehen. Die Bauern müssen
daher ast überall bezahlen und leisten, was die Ritter-

utsbejitzerbeschließen,vorausgesetzt,daß die Regierung
solchedeschlüssebestätigt.Dazu kommt, daß die Bauern
in Schlesien, Preußen,Brandenburg, Pommern und

Sachsen ihre Paar Abgeordnetennur aus den Schulzen
oder Dorfrichtern wählendiirlgemalso aus Gemeinde-

beamten, die zum großenT eil durch die Ritterguts-
besitzerernannt sind. Jn den drei anderen Provin en

findet wenigstens eine freiere Wahl statt. Ferner sind
die bäuerlichenund die städtischenKreistagsmitglieder
in den sechs östlichenProvinzen auch darin schlechter

eltellt, als in den westlichen,daßsiebei der Erwählung
es Landraths gar keine Stimme haben. Jn jenen
wählen nur die Rittergutsbesitzer,in diesen der ganze
Kreistag

Ganzbesonders aber müssenwir es tief beklagen,
daßbei solchenEinrichtungen von einer wahren und

wirklichenSelbstverwaltung der Kreise» und, in den

östlichen Provinzen, auch der Landgeineinden gar nicht
die Rede sein kann. Und doch können Gemeinde und

Kreis offenbar nur dann stets gut verwaltet werden,wenn

alle selbstständigenangesessenenMänner, ohne Unter-

schieddes Standes, und nur nachMaßgabeder Achtung,
die sie in Gemeinde und Kreis sich erworben haben,
einen thätigen und wirksamen Antheil an der Verwal-

tung der Gemeinde- und Kreisangelegenheiten nehmen
dürfen. Türer sie es nicht, so leidet darunter, wie

schon der großeMinister Stein gesagthat, derganze
Staat, und nicht blos die einzelnenTheile desselben.

Wir haben aber noch etwas Anderes zu sagen.
Wenn wir uns über die nicht der Verfassung ent-

sprechendenStandesvorrechte der Rittergutsbesitzerbe-

klagen, so wissen wir doch sehr wohl, daß die Mehrzahl
der Bevorrechteten darüber eben so denkt, wie wir. Nur
eine Minderzahbvonihnen gehört zu jener rückwärts
strebenden Partei, welcheganz allein die Schuld an

allen diesen Uelselslcillden trägt Die Verfassung von

1850 harte zweiArtikel, die heute ganz anders aussehen
als damals. Jii Artikel 42 war die obrigkeitlicheund
Polizeigewalt der Gutsherreii für aufge oben erklärt,
und A tikel 105 bestimmte u. A» daß die Gemeinden

und Kreise ihre inneren und besonderenAngelegenheiten ·

selbstständig Und unter Mitwirkung nur von«ge-

Wählten Vertretern verwalten, und daß die Gemeinden
an der Verwaltung der Ortspolizei Theil nehmen

sollten·
JU AllsfühkungdieserBestimmungen wurde

chon ain U. März 1850 eine Gemeinde- nnd eine

Kreisordnung erlassen. Aber kaum war ein Anfang
mit der Durchführungdie er

Geseåeemacht, nlg die
reaktionärePartei einen olchen inäußim Staate

Zwannr.daß.dieweitere-Durchführngverboten wurde.
ochhatte die reaktionäre Partei niemals ein wirkliches

Geietzzur Wiederherstellungder alten Zuständeerlangen
lonnen, wenn Burger und Bauern bei den Wahlender
Jahre 1852 und 1855«nicht die Hände in den S goß
gelegt oder gar so gestimmthätten,wie die reaktioiiämn
Herren es verlangten. Burger und Bauer-n haben es

si daher selbst zuzuschreiben,daß bei beiden Wahlen
A geordnete gewähltwurden, deren großeMehrzahlso
ziemlichAlles genehmigte,was die Reaktion verlangte·
So kam es, daß im Jahre 1853 an die Stelle des
Artikels 105 die nichtssagendeBestimmunggesetztwurde,
daß »dieVertretung und Verwaltung der Gemeinden
Kreise und Provinzen durch besondereGesetzenäherbe-
stimmt wird.« Zugleich wurden durch ein neues Gese
vom 24. Mai 1853 die Gesetzevom 11. März 185

aufgehoben, »die früherenGesetze und Verordnun en

über die
Landgemeinde-Verfafs»stungen

in den sechsöstli en

Provinzen" und die alten eisordnnngen im Wesent-
lichen wieder hergestellt. Die

cLogenannteLandrathss
kammer von 1856 gab dann no im Jahre 1856 gar
ihre Zustimmung dazu, daß die Aufhebung der obri leit-
lichenund Polizeigewaltder Gutsherren aus dem Arti el 42

gestrichenwurde.
Seit dem Jahre 1858 hat das Land allerdingsbei

den Wahlen-zum Abgeordnetenhause fast-überallseine
Schuldigkeitgethan und dadurchwenigstens eine noch
weitere Verschlimmerungin den Gemeinde- und Kreis-
ordnungen verhindert. Sollten aber die Wählerdes
Landes sichjemals wieder zur Nachgiebigkeitgegen die
bald

güßeiybaldbitteren Worte der reaktionärenHerren
verfü rcn lassen-Uka so—wirn..esr«.npch.in...dieserBezie-
hung viel schlimmerkommen, als es bis.1etzt«gekp-manuist«

Politische Wochenschau.
—

Preußen. Jn der letzten-Zeit sind die Annektionss
erüchte wieder in den Vordergrund getretenzja knnn t

sogardas Stück Landes unserer O estgrenzebezeichnet,wel ea·
angeblichdem Kaiser Napoteon für seineEinwilligungin die

VergrößerungPreußensversprochenworden ist. Allerdingsver-
gißt man dabei, daß unsere Trupperi nicht die einzige
BCTEVUUSder Herz-) thümer bilden, sondern dnß auch
Oestekkeichekdort stelekh um das Recht ihresKnisekz U

wahren. Mit welchem Preise man diesen absindenwi
,

davon enthalten jene Geriichtenichts, und da man m Wien
schweriichgegen dasbloszeVersprechen,spater einmalviel-

leicht bei der Vertheidigung Venedigs»zuhelfen,die Ver-

größerungPreußensum zwei Herzogthumermit Ruhe mit·
ansehen wird, so scheinenuns die Annektionstranbenser
sauer zu sein, da an ein Erkauseii der

EinwilligunrgOesterreichs durch einen Theil Schlesiens··d9 .-

bestiinmtnicht gedacht wird. .

.

-

Der Empfang, welcherden ans dem Feldzn ·e heim-
kehrendenTrnppen in Berlin geworden istLwar ein« erzlichee
und begeisterter, aber diejenigenirren sichsehr-,welchedaraus»
den Beweis einer veranderten Stimmung der Hauptstadtin«
Bezug auf .die inneren Fragenbereiten-wollen«Dke Banne-



U

und ebenso die Bevölkerung des» ganzen Landesdenken noch
eut ebenso wie vor zwei echten- »S!eWissen daß da?
bgeordnetenhaustreu Und redlich dCHnbergewachthat daß

die Bestimmun en der belchWVkeUen«L-erfassunginnege alten

werden, und filewissen Tuch-;daß»III-Preußen trotz allen

Anstrengun en dek Gegenpariel schlieilllchdas VetfaiiUUSS'
mäßige e t zur vollen Geltung »kommenmuß.
Und in diesem Glauben wird das Volk gestarkt werden durch
die Kriege-, welcheaus demFeldzugeheimkehren,sie werden
alle Mann fur Mann, ihren itbürgernZeu niß ablegen
dafür,daß das Volk in der großen Fra e, wel e den Aus-

gangspunkt unseres inneren Kampfes ildet, das Richtige
getroffenhat, für seine alte Landwehr, welcheschon einmal
vor fünfzigJahren das Vaterland gerettet hat, zu kämpfen.

Jn der nächstenWoche sindet hier in Berlin die Urtheilss
verkündigungin dem Polenprozes se statt. Obgleich wir,
wie unsere Leserwissen-,ni t gewohntsind, ihnenandere als Ori-

ginalartikelzu bringen,so nden wir dochunsere Ansichtüber die-

senPkszeßin einem Artikel der ,·,Berlinerliberalen Korrespondenz«

Lotrefflichwiedergegebendaß wir einmal eine Ausnahme von

ieser Re el machen, un den betreffendenArtikel hier folgen
lassen. »Sieletzten Wochen des Prozesses«,so heißtes,
»waren bekanntlichmit den Strafbeantraguiigen der Staats-

anwaltschaft gegen die einzelnenAngeklagtenund mit der

Vertheidi ung derselben ausgefüllt. Es onnte nicht fehlen,
daß bei ele«enheitder einzelnenAnklagtendie Hau tpunkte

, der Anklage selbstsowohl von der Staatsanivalts aft als

von der Vertheidigung wieder in Betracht ezogen werden

mu·ten. Es wurden also die verschiedenen -

ragen von der
Ab cht, den Ausstand nach Preußen u tragen, deren Beweis
die Staatsanwaltschaft in der Betheiligung an dem Aufstande
gegen Rußland findet, die Frage des Komplotts u. s. w.

nochein Mal besprochen. Jn dieserEinzelverhandlungwar

die Staatsanwaltschast womöglichnoch ungåücklicher
als in

der allgemeinen weil es sich hier um die D eibringung des

thatsächlichenMaterials egen den einzelnen»Angeklagten
handelte, und natürlich die Bedeutung von-Zeitungsartikeln
u. s.«iv., mit

·

welchen der allgemeineTheil der Anklage
begründetwar, ganz fort sieL Die Lage der Staats-
anwaltschaftwar so bedrängt,daß sie selbst kein Geheimniß
mehr daraus machte. »Nochin den ·S lußwortendes letzten
Tages gestand sie die natürliche eberlegenheit der

Pertheidigung zu, weil das vorhandene Material
sur die Anklage so sparsam gewesen sei. Univillkürlich
drangt sichdabei der Gedanke anf, daß dieserUmstand der

Anklagedoch vor der »Eröffnungder Verhandlungenbekannt

gewesensei,»unddaß dennoch 64 der An· eklagten,

einahe
die ganze Hälfte, über 172 Jahr in der

Unter»iichungshaftgesessen haben, die nach dem
Verhor sogleich entlas en sind und gegen die die
Staatsanwalts aft s ließlich gar keinen Straf-
antrag gestellt at. Der VertheidigerLewald verweilte
in seiner glänzendenSchlußredefür die Vertheidigung, die

Mgenicheinlicheinen gewaltigen Eindruck auf- die ganze Ver-

gmmlung,auf die Staatsanwaltschafts die Richter, wie auf
dfeAugelagten machte, besonders bei diesemPunkte. -Er zog
»eerParallele mit dem ersten Polenprozeßim Jahre 1847,
in welchem er auch schon als Vertheidiger mitgewirkt hat.
Damals-,ssgt«eer, ging aus dem Polenprozeßiür Unser
Rechtswesenem«großes Resultat hervor, nämlich: der volle

Triumph des bis da in immer nochbestrittenenöffentlichen
Und mündlichenVeffctrens. Er hoffe
ein anderes großes Resultat zurFolgehaben würde,
und daß sei die Etlckngzlngeines Rechtss utzes für
dlk PekiönlicheFreiheit Auf das Materia hin· das

-

gar nicht existire.

daß dieser Prozeß .

hier in einer Reihe von Sitzungenzgeprüstsei»unddas selbst
die Staatsanwaltschaft für unzulanglich erklarthabe, seien
dieseMänner hier vor 179 Jahren verhaftet und 64 von

ihnennach der Prüfung entlassenznachdem stell-g Jahre
i )re«rFreiheit beraubt gewesen seien. Dann ging er auf

— die Stellung der Vertheidigungselbst über. Die Vertheidiger
eien bis auf Einen unter ihnen Deutsche,Und sie Vettheldlgen
LNänneywel e des größtenVerbrechensge en Preußenund
damit egen eutschlandangeklagtseien. ie Vertheidis

qu seiaber tief durchdrungen davon, ·dal5»d-1e
ginge-tinten, Einer wie Alle Und Alle Wle·EI»Uek
unschuldig seien an diesem Verbrechen, well dleses
Verbrechen in dem anzen Vorgange,um den es sitehandle

ie Vertheidigung habe sich et ek TU»
außerdem im Angesichtdes Materials das der Anklage zu
Grunde gelegt sei, sa en müssen:kes tua agitur (es handelt
sich um deine eigeneAngelegeneit). Denn in einer Zeit, in

der die Parteikämpfeso stark Findwo eine Reihe von Zei-
tungen täglich von« »demDüppel iin Jnnern reden, da läge
der Gedanke an gthe fVerfolgungender einen Partei gegen
die andere nahe, und ein Material, von der Bedeutung,
wie es für diese Anklagebleigebracht sei, würde mit

Leichtigkeit jede siegreiche Partei gegen die unter-

liegende beibringen können. —-

«

Man erwartet täglich die Bekanntmachung wegen der

EEUberUUgdes Landtages Bekanntlich mu« diese
EMbekaUUü nach der Verfassung bis Mitte ganuar
erfolgen.

JU Beklkkastellst del der Ersabwahl für den Abgeord-
neten Servatius der Abgeordnete Rondö gewählt worden.
Derselbe wird sich der Fortschrittsparteianschließen.

Jn Nakel ist am IT. an Stelle des Abgeordneten
v. Schliepeixder frühereAbgeordnetev. Sänger mit 168

legen 77 Stimmen, welcheder Landrath und Wahlkommiss

Eis-bisFreymark erhielt, ewähltworden. Derselbe gehörte
uher der Fraktioii Vine an. Der AbgeordneteKeller,

dessenMandatsniederlegungwir meldeten, hat nachträlich
er«lari,dasselbebehaltenzu wollen. Das Mandat der Tit-
glieder der katholischenFraktion Blum ist durchBeförderung
desselbenerloschen.

Der KreisgerichtsrathStettnisch in Küstrin ist im

Disziplinarwegeseines Amtes entlassen.
·

Jii Grüneberg ist die Wahl des Kaufmanns Wilh.
Dehneel zum Rathsherrn nicht bestätigt,nnd in der Person
des Uhrmachers Linke von der Regierungkommissarischein

Rathsherr bestellt worden. Jn Königsberg haben auf
eine Anfrage des OftpreuszischenTribunals die Herren Justiz-
räthe Jakob, Tainnau und Stellter ihr Mandat als

Stadtverordnete niedergelet. Die Wahl des Abg. Aßmann
zum Stadtverordneten in iegnitz ist beanstandet worden.

Schlosle- olstciii. Währenddie provisorischeRegierung
Preußens und esterreichs in diesem Lande eingesetztwird,
scheint sich die Zahl der Bewerber, welche auf den Thron
Anspruchmachen, zu mehren. Außer dem Herzog Friedrich
aus der Linie Augustenburgund dem GroßherzogPeter
von Oldenburg soll bekanntlichauch dasHaus Hohenzollern
(Preußen) Anrechte auf die eine Halfte von Schleswigkk
Holstein haben, und gewisseAndeutuiigenlassenfast vermut n,
daß man entschlossenist, dieseAnrechte geltend zu ina en,
wobei allerdings die Rechts runde eine ganz ungemeinegnters
stützng in dem Umstandefindenwürden,daß die preußisen

Truppen die Herzogthiimervon den Dänen befreitlha en

und jetzt als Besatzung in denselben ehen. Kaum aber

sprichtman von einer Geltendmachngder nsprüchePreußens,-



g tritt man in Wien mit der Behauptungauf, dort noch
ssereAnrechte an ganz SchleswigsHolsteinzu besitzen. Uns

scheint, offen gesagt,dieser Streit und diese Berufung auf
alte Pergamente ein ziemlichunfruchtbares,und für die zweite
Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts nicht mehr geeignetes
Gebahren. Wem die Stimme des Volkes in Schteswig-
Holstein nochnichtdeutlich genug gesprochenhat, der möge
es noch einmal eftagen, wen es zum Herzogwolle, aber
in jedem Falle sehe man davon ab, Jetztnoch ein Volk wie

eine Heerde Vieh zu verhandeln,und ihm einen Herrscherzu

geben, ohne es um seinen Willenzu befragen.
Mecklenbur . Die Regierung hat den Magistrat von

Rostock angewieen, fer freisprechendesUrtheil gegen die der

Mitgliedschaftim Nationalverein Angeklagtenin ein der voiii

Magistrat nicht für gülti anerkannten Ministerialverfügung
vom Jahre 1859 entsprechendesStraferkenntnißumzuändern
Die »Volks-Zeitung«erinnert daran, daß im vorigen Jahr-
hundert der mecklenbur ischeHer og Karl Leopold die Mit-

gliederdes Ratls von No tork, um ie zum Verzichtauf die Rechte
der Stadt zu iewegem in die ,,blaue Stube des Rathhauses
einsperren und dort so lange heizen ließ, bis der Ofen-
derkel barst und mehrere Rathsherren besinnungslos nach
Hause getragen wurden. Aber jene wackeren Männer

beugten sich nicht und folgten allein der Stimme

ihres Rechtsbewußtseins.
Oesterreich. Jn Wien hat eine Ministerkrisisstattge-funden, weil das Ministerium im Abgeordiietenhause ei

der Frage, ob die Regierungdemselben eine Vorlage we, en

Verhängungdes Bela erungs ustandes in Galizien machen
müsse oder ni t, in er Minderheit eblieben ist. Herr
v. Schmerlingoll entschloen gewesen ein, seineEntlassung
einzureichen, ist jedoch au den »Meinsch des Kaisers im

Amte geblieben.
Franks-ei . Man hofft in Paris, daß durch die Frei-

gebung des etriebes der »Buchdruckereidie sehr drückende
Preßgeselzgebuneinigermaßenerleichtertwerden wird.

Italien. ie das Abgeordnetenhaus,so hat jetzt auch
der Senat seine Zustimmung zu der September-Konvention
und zur Verlegung der Hauptstadt nach Florenzgegebem
Rom zeigt die Regierun«nochimmerkeine »Neigungauf die

Verhandlungen wegen rrichtung einer papstlichen Armee

und wegen Uebernahineeines ·Theiles·der«Schuldendes

Kirchenstaates durch das Köni· reich Jtalien einzugehen.
Nordamerika. Die Nachrichtenvom Kriegsschauplatz

lauten fortwährendgünstigfür die Nordstaaten.

Lunis Napoleon über die preußischeWehrversassung.
Wahrhaft·erstaunlichist die Keckheit, mit welcher die

feudale Partei die glücklicheBeendigung des dänischenKrieges
für ihre Zweckeauszudeutensucht. Sie thut so, als ob die

Stürmer von D»uppelund die Eroberer von Alsen lauter

Parteigenossenwaren, dies ihr Vlut nur vergossenhätten, um

das Regiment der bekannten »kleinenaber mächtigenPartei« zu
stärken. Auch die Trefflichkeitder Reorganisationdes Heeres
soll, wie sie meint, durch die Tapferkeit·UnselketTruppen so
klar elegt worden sein, daß nun kein Widerspruchgegen

dieselkemehr möglichwäre. Wir wollem diesem Grunde

gegenüberdie Ansicht eines Mannes hervorheben«dein man
gewißnicht Schuld geben kann, daß sein Urtheil»durchdie
Theilnahme am Streite der Parteien verblendet ware.

der Ueberschriftwissenunsere Leser, daß wir den gegenwartis
gen Kaiser der Franzosenmeinen, einen Mann, dessenun-

gemeineUrtheilskraft selbst von seinen heftigstenGegnern
anerkannt wird, der außerdemdurch die That bewiesenhat,

daß er berechtigtist, in militiirischenDingen eine Meinung
auszusprechen.
Der«Nach«folgerdes Mannes von Jena und Leipzlgykommt m seinen Schriften wiederholt auf die preußische

Heeresverfassungzurück, d. h., auf das HeerwesenScham-
lorsts und Gneisenau’s,welches, als er schrieb,noch in vollen

hren bestand. LouilsVapoleonverweilt mit Vorliebe aus
demGegenstande, theilsin seinem Gesammt-Glaubensbekennt-
nisse«,der »NapoleonischenJdee«, theils in besonderen, zum
Theil im Progries du Pas de Calnis zuerst ver-öffentlichen
Aufsätzemsämmtlichaus deii vierzi er Jahren. Als leitender
Gedanke zieht sich dur alle diese lrbeiten eine warme An-
erkennung der volksthumlichen und bürgerfreundlichenAuf-

fassung
des Heerwesens,welchedie damalige preußischeWehr-

verfasung, wenigstensim Geiste i rer Begründer,durchdran,.
Das preußischeHeerweesen,meint rinzBonaparte (T.l.- .95,
biete unermeßlicheVortheile. Es lassedie Unterschiedespwin-

den, welcheden Bürgerund den Soldaten trennen, es gebe
allen bewaffnetenMannern dasselbeZiel: die Vertheidigung
des.vaterländischenBodens. Es gewähredie Mittel, eine

großeMacht mit eringen Kosten aufzubringen. Es mache
ein ganzes Volk befiähignmit Erfolg einein feindlichenEin-
falle zu widerstehenu. s. w. Aehnlich heißt es in einem

Aufsatzeuber das französischeHeerwesen (l. p. 423): »Ein
preußischerGeneral-V habe eines Ta es das Wort gesprochen:
in einem wohlgeordneten Lande müsseman nicht wissen,wo
der Soldat aufhörtund wo der Bürger anfängt.« Darin

« liege die Philosophie eines Systems, welches un-

fehlbar von allen Mächten des Festlandes werde

angenommen werden, da es den zeitgeinäßen For-
derun en der europäischen Völker entspreche. Der
Prinz )at dabei natürlich den ursprünglichenScham erst-schen
Plan im Sinne, in welchem, Angesichtsder bei den riimpem
und der Landwehr von 1813 gemachtenErfahrungen,die

»Landwehrrekruten«noch nicht als unpraktischgalten. Er

rühmt an einer anderen Stelle (Ueberdas Rekrutirungsgesetz,
29. April 184:;3,ll.. .315), daß man in Preußen jenen
Schftcher Mcht e·Uve- welcher den Namen eines
weißen Sklavenhandels verdiene,. und dessen Wesen
sich durch die Worte ausdrückenlasse: »EinenMann erkaner
wenn man reich sei, um sich von dein Kriegsdienstezu be-

freien und dafür einen Mann aus demVolke hinseiiden,
damit er an unserer Stelle sich todtschießenlasse.« Sein

Gesammturtheil über den Gegenstand aber faßt er (l. p« 423)
deutlich und

bündig,
in die Worte zusammen:»So»löst das

preußischeSystem ie Aufgabemateriell und moralisch,denn

nicht nur vom militärischenStandpunkte ist diese Einrichtung
vortheilhaft, sondern auchunter philosophischemGesichtspunkte
verdient sie bewundert zu werden, weil sie jede Scheidewand.
wischendem Soldaten und dem Burgerzerstört, und weil

siedas Gefühl jedes Mannes erhebt, indem sie ihn lehrt,
daß die Vertheidigungdes Vaterlandes seine erste Pflichtist«

Zu Artikel 99 der Verfassung.
Da bekommen wir um hundertsten»Mal wieder zu lesen,
daß in Preußen Alles herrlichund prachtigaussieht»Auch
die beschworeneVerfassung-«saatder lobpreisendeSchreiber,
steht in vollster Kraft, nur in dem Einem Punkte nicht, der

’«) Die Auszüge aus den Schriften L. Napoleons nnd das

dieselben begleitendeUrtheil haben wir entnommen aus der treff-
lichen Schrift von F. Kreyßig: »Studienåur«fraiioft-schen
Culturs und Literaturgeschichte.« STIM. cvlsische

Buchhandlung · »

M) Es st dies ein Ausspruch Wuchers

Hierzu eine Beilage.


